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Text 

Rechte der Bürger/innen 

§ 24e. (1) Die Bürger/innen sind von dem für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister 
oder der zuständigen Bundesministerin in geeigneter Weise über die ihnen zustehenden Rechte sowie 
über jene Rechte des 3. Kapitels der DSGVO, die den Bürger/inne/n nicht zustehen, zu informieren. Diese 
Information hat auch den Hinweis zu enthalten, wem gegenüber die Bürger/innen die ihnen zustehenden 
Rechte geltend machen können. 

(2) Die für die Wahrnehmung der Rechte erforderliche Entscheidungsfähigkeit (§ 24 Abs. 2 ABGB) 
wird im Zweifel ab Vollendung des 14. Lebensjahres (mündige Minderjährige) vermutet. 

(3) Das Recht auf Auskunft über im zentralen Impfregister gespeicherte Daten (Art. 15 DSGVO) ist 
von den Bürger/inne/n gegenüber dem für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister oder der 
für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesministerin als ELGA- und eHealth-Supporteinrichtung im 
Wege der eHealth-Servicestelle (§ 17 Abs. 2 Z 2) wahrzunehmen. Bürger/innen können das Recht auf 
Auskunft (Art. 15 DSGVO) auch elektronisch im Wege des Zugangsportals (§ 23 in Verbindung mit 
§ 24f Abs. 6) wahrnehmen, wobei auch eine Datenkopie in Form eines ausdruckbaren PDF-Dokuments 
zur Verfügung zu stellen ist. Im Zugangsportal sind die Informationen gemäß Art. 15 Abs. 1 lit. a bis h 
DSGVO in geeigneter Weise bereitzuhalten. 

(4) Das Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO) ist von den Bürger/inne/n gegenüber jenem 
eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter wahrzunehmen, der die zu berichtigende Angabe im zentralen 
Impfregister gespeichert hat. Treten Umstände hervor, die unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Berufspflichten (z. B. § 49 Abs. 1 ÄrzteG 1998) eine Berichtigung der im zentralen Impfregister 
gespeicherten Daten erfordern, sind diese von dem eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter, der diese Daten 
gespeichert hat, in Form einer Aktualisierung oder Stornierung zu berichtigen. Sollte dieser 
eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter nicht mehr verfügbar sein, so ist die Berichtigung auf Verlangen des 
Bürgers/der Bürgerin von einem Amtsarzt oder einer Amtsärztin vorzunehmen. Berichtigte Daten werden 
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als solche gekennzeichnet. In Form einer Stornierung berichtigte Daten müssen und dürfen nur für den 
eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter, der die stornierten Daten im zentralen Impfregister gespeichert hat, 
und für die Bürger/innen, die diese stornierten Daten betreffen, abrufbar bleiben. Über Berichtigungen 
sind eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter, die auf die Daten in der nicht berichtigten Fassung zugegriffen 
haben, in Übereinstimmung mit § 24f Abs. 4 in Verbindung mit § 28b Abs. 2 Z 4 in geeigneter Weise zu 
informieren. 

(5) Hinsichtlich der Verarbeitungen nach diesem Unterabschnitt besteht gemäß Art. 23 Abs. 1 lit. e 
DSGVO kein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß Art. 18 DSGVO und kein 
Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 DSGVO. Das Recht auf Löschung gemäß Art. 17 DSGVO wird gemäß 
Art. 23 Abs. 1 lit. e DSGVO im Sinne des § 24c Abs. 5 beschränkt. 

(6) Bürger/innen haben das Recht, Impfungen in das zentrale Impfregister selbst einzutragen und 
diese Angaben bis zur Vidierung (§ 24c Abs. 4 Z 2) selbst zu berichtigen oder zu löschen. Die 
Selbsteintragung der Impfungen erfolgt durch Übermittlung der einzutragenden, zu berichtigenden oder 
zu löschenden Daten in der mittels Verordnung gemäß § 28b Abs. 2 Z 6 festgelegten Form an den für das 
Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister oder die zuständige Bundesministerin, der oder die diese 
übermittelten Daten in das zentrale Impfregister einzutragen, zu berichtigen oder zu löschen hat. Eine 
inhaltliche Prüfung der übermittelten Daten durch den für das Gesundheitswesen zuständigen 
Bundesminister oder der zuständigen Bundesministerin hat nicht zu erfolgen. Selbst eingetragene 
Impfungen sind von dem für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister oder der zuständigen 
Bundesministerin als solche zu kennzeichnen und dienen den eImpf-Gesundheitsdiensteanbietern nur zur 
Information. 

(7) Bürger/innen haben das Recht vom jeweils impfenden eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter die 
Dokumentation von Impfungen im Sinne des Art. 31 der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV, 
BGBl. III Nr. 98/2008) im internationalen Impfausweis (Internationale Bescheinigungen über Impfungen 
und Impfbuch der WHO) zu verlangen. Der Eintrag im internationalen Impfausweis hat in diesem Fall 
zusätzlich zur Speicherung gemäß § 24c Abs. 2 zu erfolgen. 

(8) Bürger/innen haben das Recht, sich mit persönlichen Anliegen im Zusammenhang mit dem 
eImpfpass sowie mit Informationen oder Beschwerden über fehlende Einträge oder über Fehler der im 
zentralen Impfregister gespeicherten Daten an die ELGA- und eHealth-Supporteinrichtung (§ 17 Abs. 2 
Z 1 und Z 2) zu wenden. 
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